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ABiD und sein Programm
Am Sonntag, dem27. September 1992, findet sie statt:

Die offene Programmatik-Veranstaltung 
des ABiD

Alle an dieser Tagung Interessierten sind 
durch den Vorsitzenden des ABiD, 
Dr. Detlef Eckert, herzlich eingeladen. 
Das ABiD-Programm als Entwurf sowie 
eine Zusammenfassung der bisherigen 
Diskussionsstandpunkte aus der AG Pro­
grammatik liegen vor - weitere Vorschlä­
ge zur Qualifizierung dieses wichtigen 
Verbandsdokumentes sind erwünscht! Je 
mehr, desto besser!
Wer sich also in die Endfassungsrunde 
einschalten möchte, der teile dies bitte der 
Hauptgeschäftsstelle des ABiD, Am 
Köllnischen Park 6-7,0-1020 Berlin, Te- 
lefon/Fax: 23 806673 bis spätestens 28. Au­
gust 1992 mit.
Die Tagung findet im Berufsbildungs­
zentrum des Jugendsozial Werkes e. V. - 
Außenstelle „Scharmützelsee“ in O-1242 
Bad Saarow-Pieskow, Friedrich-Engels- 
Damm 143 - statt.
Sowohl die Außenanlage des Objektes als 
auch der Sitzungssaal sind für Rollstuhl­
fahrer gut zugänglich. Im Erdgeschoß be­
finden sich rollstuhlfahrergerecht ausge­
stattete Übernachtungsräume. Selbstver­
ständlich gibt es auch behindertengerechte 
Sanitäreinrichtungen.
Wer bereits einen Tag vorher anreisen 
möchte - und das mit Familie -, zahlt 20.- 
DM pro Person (Kinder etwa 13.- DM). 
Die Ünterbringung erfolgt in Zwei-, Drei­
oder Vierbettzimmern. Die Versorgungs­
leistungen (Vollverpflegung ist zu einem 
kulanten Preis gesichert) sind von jedem 

Tagungsteilnehmer selbst zu tragen.
Für die Familienangehörigen gibt es an­
sprechende Freizeitangebote - so Kremser- 
und Bootsfahrten, man kann den Reiter­
hof „Wochowsee“ besuchen, Sport- und 
Spielgeräte ausleihen, Fernseh- und 
Videogeräte benutzen oder kann sich auf 
Schusters Rappen begeben, um die wun­
derschöne Landschaft zu genießen. 
Damit man sich gut auf die Veranstaltung 
einstellen kann, geben wir einen Zeitplan 
vor:
Bis etwa 8.45 Uhr Anreise
09.(10 Uhr bis 12.00 Uhr Programmatik- 
Diskussion
12.00 Uhr bis 13.00 Uhr Mittages- 
senl3.00Uhrbis 15.00 Uhr Fortführung 
der Diskussion
Ab etwa 15.00 Uhr Abreise

Hinweise zur Anfahrt:
Mit der Balm bis nach Fürstenwalde, da­
nach mit dem Linienbus bis Bad Saarow- 
Strand; an der Gaststätte „Neptun“ aus­
steigen.
Wer mit dem Pkw anreist, benutzt die 
Autobahn-Abfahrt Fürstenwalde in Rich­
tung Bad Saarow. Am Ortseingang Peters­
dorf rechts abbiegen in Richtung Wen- 
disch-Rietz. Bis Bad Saarow-Strand fah­
ren. vor dem Ortseingang links abbiegen. 
Danach Weiterfahrt in Richtung Strand­
bad bis Gaststätte „Neptun“. Rechts ein­
biegen. Bis zum Objekt sind es noch etwa 
800 m.
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Dr. Hans-Dieter Hoyer

ABiD unter Leistungsdruck: das Programm
Von zähflüssig bis beschämend reichen 
verkündete Wertungen zur Arbeitsweise 
der Arbeitsgruppe „Programmatik“ und 
zu ihren bislang erbrachten Leistungen 
(siehe STÜTZE 7+8/ 92). Ob solche Kri­
tiken berechtigt sind, kann eigentlich nur 
derjenige beurteilen, der sich unmittelbar 
in die Ausarbeitung und Diskussion von 
Programmentwürfen eingebracht hat bzw. 
einbringen mußte. Sicherlich wird die teil­
weise harsche Kritik das individuell zu 
Leistende kaum zu höheren Leistungs­
ebenen mobilisieren. Die Kritik ist m. E. 
demnach wenig hilfreich. Es wäre jedoch 
ungerechtfertigt, den Kritikern konstruk­
tive Anteilnahmen abzusprechen.
Vielleicht liegt einfach eine Unter­
schätzung der Anforderungen vor, viel­
leicht auch eine zu geringe Einsicht in die 
Funktion eines Programmes und seine Ab­
hängigkeit von gesellschaftlichen Entwick­
lungen. In dem rasanten Prozeß gegen­
wärtiger sozialer Wandlungen in Deutsch­
land, aber auch auf dem europäischen Kon­
tinent, ist es außerordentlich kompliziert, 
Behindertenpolitik und -arbeit program­
matisch festzuschreiben, ohne hin­
reichende analytische Tiefe vorhandener 
und sich abzeichnender Lebens- und 
Entwicklungssituationen für Menschen mit 
Behinderungen. Sich allei n auf die „Selbst­
bestimmung“, „Antidiskriminierung“ oder 
„Gleichstellung“ zu berufen, reicht da kei­
neswegs aus. In einem Programm sind die 
jeweiligen Forderungen inhaltlich auszu­
füllen, was ohne ein konkretes Zielbild 
nicht leistbar ist.
Mir sind nur wenige Versuche in der 
verbandseigenen Zeitschrift DIE STÜT­

ZE bekannt, die im Sinne einer „Selbst- 
bestimmt-Lebensphilosophie“ Positionen 
für die zu gewinnende Erkenntnis zur Dis­
kussion stellten.
Für mich sind auch Auffassungen wenig 
überzeugend, die im Rahmen der Antidis­
kriminierungsdiskussion die Selbst­
bestimmung bzw. Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen allein auf 
die Lebensbedingungen reduzieren. 
Selbstbestimmung bzw. Gleichstellung 
impliziert ein aktives Verhältnis des Ein­
zelnen zur Umwelt. Diskriminierungen 
von Menschen mit Behinderungen beste­
hen so gesehen dann, wenn die Umwelt­
gegebenheiten (Lebensbedingungen) un­
vereinbar sind mit entwickelten und 
entwickelbaren Lebensbedürfnissen und 
-Fähigkeiten.
Für viele Menschen mit Behinderungen i n 
Deutschland scheint gegenwärtig eine sol­
che „Unvereinbarkeit“ nicht zu bestehen, 
wie ich auf dem Europaweiten Protesttag 
am 5. Mai in Potsdam bei einer Befragung 
feststellen konnte. Häufig bestand kein 
persönlicher Bezug zu Diskriminierun­
gen, zu diskriminierenden Bedingungen 
wie zum Erleben von Diskriminierungen, 
obwohl vielfach die vorfindbaren bauli­
chen und architektonischen Barrieren für 
Rollstuhlfahrer bemängelt wurden, die 
fehlenden Behindertentoiletten inderStadt 
Potsdam oder die Unzugänglichkeit von 
öffentlichen Verkehrsmitteln.
Die Konfrontation mit der Zielsetzung der 
Antidiskriminierung wirkt m. E. demnach 
weniger anziehend bzw. fördert die indivi­
duelle Identifikation als Zielfelder, die ei ne 
höhere politische und soziale Aktivität bei
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Der 3. Verbandstag stellte die Weichen auf Grün: Das Programm muß jetzt ins 
Reine gebracht werden.

der Erreichung gleicher (gesamte Bevöl­
kerung) Lebens- und Entwicklungs­
möglichkeiten zu entfalten vermögen. 
Hierbei sollte jedoch bedacht werden, daß 
keiner das moralische Recht hat, anderen 
behinderten Menschen Lebensbedin­
gungen und -ansprüche vorzuschreiben, 
indem unter anderem Sonderinstitutionen 
zur Pflege, Bildung und Betreuung mit 
gesellschaftlichen Aussonderungsmaxi­
men belegt werden. Es ist eine Anmaßung, 
als „Experte in eigener Sache“ die Breite 
und Vielfalt individueller Lebensan­
sprüche von Menschen mit Behinderun­
gen in wegweisende Leitlinien einordnen 
zu wollen.
Allerdings sollte sich auch der ABiD im 
Schulterschluß mit Interessenvertretern 

von behinderten Menschen in die Aufgabe 
einbringen, das deutsche Wohlfahrts­
gebäude weiter aufzubrechen.
Leider haben Verbände, Selbsthilfe­
gruppen und Organisationen in ihrem Rin­
gen für eine höhere Lebensqualität von 
Menschen mit Behinderungen nicht weit­
reichend zueinander gefunden. Ausschlag­
gebend dafür könnten sicherlich die unter­
schiedlichen Lebensbedürfnisse bei den 
nach Art und Grad recht verschiedenen 
Behinderungen sein.
In meiner Untersuchung im Bundesland 
Brandenburg zur sozialen Situation von 
Menschen mit Behinderungen wurde aber 
auch sichtbar, daß es ein Konkurrenz­
denken und -handeln zwischen Verbän­
den und Selbsthilfegruppen gibt.
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Der Konkurrenzdruck ist m. E. ein großes 
Hemmnis in der Profilierung des eigenen 
Selbstverständnisses und eines eigenen 
Arbeitsstils. Die Orientierung am Lei­
stungsangebot eines Verbandes/Selbst- 
hilfegruppe kann für viele zum alleinigen 
Maßstab einer Mitgliedschaft werden.
Der ABiD kann sich zur Zeit (vielleicht 
auch zukünftig) kaum mit den etablierten 
Wohlfahrtsverbänden westdeutscher 
Provenienz messen, was nicht ohne Wir­
kungen blieb und sicherlich auch bleibt. 
ImBundesland Brandenburg war beispiels­
weise die Möglichkeit der kostenlosen 
Inanspruchnahme von Rechtshilfe (Rechts­
beratung/ Rechtsbeistand) ein bedeutsames 
Motiv für einen Beitritt zum VdK.
Der ABiD ist demzufolge weit mehr als 
andere Behindertenverbände in dem An­
spruch gefordert, die Identifikation seiner 
Mitglieder mit seinen Zielen, Handlungs­
programmen und Handlungsweisen zu 
erreichen, zu stabilisieren und zunehmend 
auszuprägen.
Die Versuche in der Arbeitsgruppe „Pro­
grammatik“, den aufgezeigten Anforde­
rungen gerecht zu werden, verdienen in 
meinen Augen Anerkennung. Trotz der 
erhaltenen Vorwürfe sollten alle Mitarbei­
ter der Arbeitsgruppe ihre Bemühungen 
fortsetzen und einen Entwurf vorlegen, 
der den Rahmen für eine konstruktive 
Diskussion bietet, auch, um die Erkenntnis­
lücken zu füllen.
Hier voranzukommen, ist mein Anspruch 
und eine Aufforderung zugleich an alle, 
die den ABiD zu einer politisch wirksa­
men, aber ebenso sozialen und kulturellen 
Heimstatt ausgestalten wollen.

Beate Thrams
Zwei Anmerkungen zur vor­
liegenden Programmatik

1.
Es fehlt die Maßgabe nach Frühförderung 
und Frühförderungseinrichtungen, um op­
timale Förderchancen auszunutzen bzw. 
zu erreichen. Unter diesen Aspekt fällt 
auch die „Betreuung“ der Eltern, mit der 
Behinderung ihres Kindes umzugehen - 
das reicht von Stundenbetreuung bis 
Ganztagsbetreuung.

2.
Behindertengerechte Ausstattung aller 
vorhandenen Bildungseinrichtungen, ver­
bunden mit einer optimalen personellen 
Besetzung (viele Sondereinrichtungen 
erledigen sich so von selbst!).

Jedes ABiD-Mitglied 
sollte sich Gedanken 

zu
seinem Programm 

machen!

Bis zum 27. September 
ist dafür noch Zeit.
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Forderung nach Gleichstellung 
am 8.10. kundtun!

Der 8. Oktober kann in Deutschland für 
die Menschen mit Behinderungen in die­
sem Jahr zu einem wichtigen Datum wer­
den. Im Deutschen Bundestag findet die 
öffentliche Anhörung zur Neugestaltung 
des Grundgesetzes statt. Dort haben wir 
die (vielleicht einmalige) Chance, direkt 
vordem Verfassungsausschuß unsere For­
derung nach einem verfassungsrechtlichen 
Diskriminierungsverbot deutlich zu ma­
chen.
Gemeinsame Aktionen von Behinderten­
verbänden. Selbsthilfegruppen, Initiativen 
und Bündnissen an diesem Tag in ganz 
Deutschland - wie am 5.Mai erfolgreich 
durchgeführt - sind Möglichkeiten, um 
öffentlichkeitswirksam unsere Vorstellun­
gen zur Gestaltung des Gleichheits­
grundsatzes in Artikel 3 des Grundgeset­
zes zu wiederholen. Der ABiD-Vorstand 
hat im Hinblick auf gemeinsame Aktionen 
Kontakte zum Kassler Aktionskreis, zum 
Berliner Bündnis, zum cbf und weiteren 
zentralen Verbänden aufgenommen.
Gut wäre aber auch, wenn viele interes­
sierte ABiD-Mitglieder persönlich im 

Bundestag dabei sind. Klar, daß eine sol­
che Aktion nur mit viel Idealismus, 
Organisationsaufwand und vor allem dem 
Aufspüren von Sponsoren verbunden ist. 
Hier einige Ideen, wie die Reise vielleicht 
zu realisieren sein könnte:
• Die Abgeordneten des Bundestages ha­
ben die Möglichkeit, Wähler ihres Wahl­
kreises nach Bonn einzuladen. Eventuell 
würden sie auch anderweitig die Teilnah­
me an der öffentlichen Anhörung unter­
stützen. Es wäre auf jeden Fall einer An­
frage in deren Büros wert.
• Unterstützung könnte auch von Nieder­
lassungen renommierter Fahrzeugher­
steller (Audi, VW, Mercedes, BMW usw.) 
durch die Bereitstellung von Transport­
fahrzeugen kommen.
• Anfragen bei den verschiedenen kom­
munalen Ämtern nach Unterstützung für 
die Fahrt nach Bonn. Schließlich geht es 
um die Wahrnehmung normaler Bürger­
rechte.
• Eventuell sind Hersteller- und Vertriebs­
firmen von Hilfsmitteln bereit, diese Fahrt 
zu Sponsoren.

Der 5. 5. war ein guter Start: Machen wir weiter so!
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Hans-Günther Heiden

Düsseldorfer Appell wurde einigende Plattform
Mit einem so durchschlagenden Erfolg 
hatten selbst die Erstunterzeichner nicht 
gerechnet: Ein halbes Jahr nach der ersten 
Veröffentlichung auf der Düsseldorfer 
REHA im Oktober 1991 hatsich der „Düs­
seldorfer Appell“ für die umfassende 
Gleichstellung behinderter Menschen zu 
einer einigenden Plattform in der Behin­
dertenbewegung entwickelt. Bisher über 
100 Gruppierungen und über 6000 Einzel­
unterzeichner unterstützen den Aufruf, 
dessen prorni nentester U nterzeichner wohl 
der schleswig-holsteinische Sozialminister 
Günther Jansen sein dürfte.
Der Erfolg des Aufrufs hat wohl mehrere 
Gründe: Zum ersten ist es die neue 
Bürgerrechtsperspektive, die den Blick­
winkel der traditionellen sozialen Fürsor­
ge ersetzt. Zum zweiten ist die Gemein­
samkeit von „herkömmlichen“ Behinder­
tenverbänden und der „Krüppelszene“ 
entscheidend, und zum dritten haben be­
hinderte Menschen einfach die Nase voll 
von den ewigen Vertröstungen und 
Beschwichtigungen ihrer berechtigten 
Anliegen.
Diese neue Gemeinsamkeit spiegelt sich 
auch in der Unterzeichnerliste zum Düs­
seldorfer Appell wider: Die Vorsitzende 
der CSU-Frauenunion aus Bayreuth, der 
SPD-Kreisvorsitzende aus Weißburg- 
Gunzenhausen, die Sprecherin des B undes- 
vorstandes der GRÜNEN, der Rat der 
Stadt Herford, der Betriebsratsvorsitzende 
der Deutschen Airbus AG, Frauen­
initiativen, Autonome Behinderenreferate 
der Unis, eine VdK-Gruppe, Reichsbund­
gruppen, Multiple Sklerose-Gruppen, 

B ehi ndertenbeauftragte mehrerer Kom m u- 
nen, der CDU-Bürgermeister von Jena, 
der Oberbürgermeister von Bayreuth, ört­
liche Lebenshilfe- und BSK-Gruppen, 
Blinden- und Gehörlosenvereinigungen, 
ambulante Hilfsdienste etc. Es ist an dieser 
Stelle unmöglich, alle Unterzeichner wie- 
derzugeben.

Noch sind nicht alle Unterschriftenlisten 
eingegangen, die am Aktionstag, dem 
5. Mai ‘92, auf den Straßen und Plätzen 
der Republik gefüllt worden sind. Es wer­
den sogar noch immer neue Listen beim 
Initiativkreis angefordert. Manche Ver­
bände beginnen erst jetzt mit der Diskus­
sion über eine mögliche Unterstützung.
So wird der „Düsseldorfer Appell“ wohl 
noch einige Zeit die einigende Vorstufe zu 
einem umfassenden Gleichstellungsgesetz 
bleiben. Für den diesjährigen Herbst ist 
geplant, am 8. Oktober zur öffentlichen 
Anhörung des Verfassungsausschusses 
zum Diskriminierungsverbot (Artikel 3 
Grundgesetz) in Bonn die gesammelten 
Unterschriften der Verfassungskom­
mission zu übergeben.

Unser Autor ist verantwortlicher 
Redakteur der Informationsschrift 
„Behinderte in Aktion“, 
„Sprachrohr des „Initiativkreises 
Gleichstellung Behinderter“.
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Dr. Ilja Seifert

Schwache schreien leise
Die jüngste Behauptung des Berliner 
Staatssekretärs der Sozial Verwaltung, Ar­
min Tschoepe, es habe noch keine Prote­
ste gegen die Einführung des Telefon- 
Zeittaktes gegeben, bewegt doch sehr.
Es ist gar nicht mehr komisch, mit welcher 
Arroganz der Herr Staatssekretär die Rufe 
von Menschen mit Behinderungen und im 
höheren Lebensalter ignoriert. Seit Mona­
ten bitten sie schriftlich und mündlich 
darum, ja flehen die Politiker an oder 
fordern (sicher zu schüchtern), den 
unsozialen Zeittakt beimTelefonieren nicht 
auch auf Ostdeutschland auszudehnen. 

Das Telefon ist für viele von uns das 
wichtigste Kommunikationsmittel. Nicht 
selten fast das einzige!
Wer schwach ist - auch sozial -, schreit 
seine Wut oder seine Angst, noch weiter 
geschwächt zu werden, nicht i mmer laut in 
die Welt.
Die reale Verschlechterung der Lage im 
Osten durch den neuen Zeittakt wäre zu 
mindern, wenn es in ganz Deutschland für 
all jene Menschen, die amtlich von den 
Rundfunkgebühren befreit sind, 100 freie 
Einheiten pro Monat gäbe.

Ein Buch zum Weiterempfehlen 
„Gleichstellung Behinderter“ - 
ein Tagungsbericht
Nur gemeinsam! Nur wenn alle behinder­
ten Menschen - ganz gleich, welcher An­
bindung auch immer sie sich zugehörig 
fühlen - gegen jede Diskriminierung und 
für ein Gleichstellungsgesetz kämpfen, 
wenn sie in sich selbst und in der Gesell­
schaft das Bewußtsein für die zahlreichen 
Formen der Ausgrenzung schärfen, bleibt 
Gleichstellung nicht Utopie! Bleibt ein 
Gesetz nicht leere Paragraphenhülse! Nur 
dann haben die berechtigten Forderungen 
der Menschen mit Behinderungen in 
Deutschland eine Chance, Realität zu 
werden.
Dieser inhaltliche Einstieg ist von bleiben­
der Aktualität, solange der Kampf behin­
derter Menschen um ihre Rechte geführt 
werden muß.

Über das Wie, über Haltungen und Posi­
tionen kann man sich informieren; denn in 
zusammengefaßter Form liegt jetzt das 
Ergebnis einer Tagung der Interessen­
vertretung „Selbstbestimmt Leben" 
Deutschland e. V. unter dem oben genann­
ten Titel vor. Eine aktuelle Diskussions­
grundlage, mit der man arbeiten sollte.

Gegen Übersendung eins Schecks von 
10,00 DM (inkl. Versand) kann das Buch 
bezogen werden bei
fab e. V.
Ottmar Miles-Paul 
Kurt-Schumacher-Str. 2 
W-3500 Kassel
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Karla Hartmann

Rollstuhlfahrer in der LVA keinen Zutritt?
Diese Frage stellte ich mir bei einem Be­
such derneuen Landesversicherungsanstalt 
Sangerhausen. Schon beim Öffnen der 
Tür erblickte ich vier Stufen. Die können 
für Mobilitätsbehinderte zum unlösbaren 
Problem werden. Immerhin befindet sich 
die Abteilung Rehabilitation in diesem 
Gebäude.
Ein Rollstuhlfahrer betrat mit seiner Mut­
ter die LVA. Auf die Frage, wie sie denn 
hineingekommen seien, antwortete die 
Mutter: „Das war nur mit meiner Muskel­
kraft möglich“. Als auch beide meine Fra­
ge nach einem Aufzug verneinten, wandte 
ich mich an Frau Peche von der REHA- 
Abteilung. Ich erfuhr, daß das Gebäude 
nicht behindertengerecht gebaut worden 
war und sie nur Mieter in diesem Haus 
seien. Von den Mitarbeitern der LVA 
wurde erst beim Einzug festgestellt, daß 
trotz Erdgeschoß noch vierStufen zu über­
winden sind... Frau Peche wies auf eine 
Wechselsprechanlage hin, welche sich am 
Eingang befindet. Rosige Aussichten für 
alle Rollstuhlfahrer! Nun hat man in 
Sangerhausen ein neues Gebäude an­
gemietet und schwer Gehbehinderte müs­
sen alle Formalitäten bei Regen, Schnee 
und Kälte vor der Tür abwickeln.
Eine der wichtigsten Leistungen der LVA 
ist die Hilfe zur Eingliederung von Men­
schen mit Behinderungen in Gesellschaft 
und Beruf. Davon darf aber nicht nur ge­
sprochen werden. Ein erster Schritt zur 
Integration wäre ein barrierefreies Gebäu­
de der Versicherungsanstalt gewesen. Är­
ger stieg in mir hoch, denn vor wenigen 
Wochen, am 5. Mai, gingen zahlreiche 
Rollstuhlfahrer auf die Straßen und mach­

ten auf das Problem von baulichen Bar­
rieren aufmerksam. Unser Behinderten­
verband hatte den Stadtvätern während 
eines Podiumgespräches einen Problem­
katalog überreicht. Zu diesem Gespräch 
war auch die LVA eingeladen. Wäre die 
LVA zu diesem Gespräch erschienen, hät­
te sie die Belange der Behinderten besser 
verstanden. Warscheinlich wäre man so­
gar noch in der Lage gewesen, bauliche 
Veränderungen am Gebäude der LVA 
vorzunehmen.
Es geht uns um Selbstbestimmung und 
Würde und nicht um eine Abfertigung auf 
der Straße!
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Aktionsbündnis für ein steuerfinanziertes 
Pflegeleistungsgesetz gegründet
Auf der vor wenigen Wochen im Deut­
schen Bundestag durchgeführten 
Anhörung zum SPD-Gesetzentwurf ha­
ben viele Fachleute und Organisationen 
darauf verwiesen, daß ein steuer­
finanziertes Leistungsgesetz die beste 
Lösung wäre.
Von der Fraktion D1EGRÜNEN wurde in 
der letzten Legislaturperiode bereits eine 
Gesetzesvariante für ein steuerfinanziertes 
Pflegegeldgesetz eingebracht, und seit 
Mai liegt von der Gruppe PDS/Li nke Liste 
der Gesetzentwurf' zum steuerfinanzier­
ten Pflege-Assistenz-Gesetz vor (Bericht 
in STÜTZE 11/92, d. Red.).
Vom Grundanliegen ist u. E. dieser Ge­
setzentwurf ein gelungener Ansatz zur 
Lösung des „Pflegeproblems“, als rechtli­
che und finanzielle Voraussetzung für ein 
Leben in Selbstbestimmung und Würde. 
Ein Grundanliegen allein schafft abernoch 
kein gutes Gesetz, das allen kritischen 
Prüfungen standhalten kann.
Die Ausgestaltung des juristischen 
Gesamtgefüges - unter Beachtung aller 
bisherigen Überlegungen in der 
Behindertenbewegung, der Vorschläge 
von Behinderten-, Sozial-und Wohlfahrts­
organisationen, von Fachleuten und Juri­
sten - wird der weit schwierigere Teil sein. 
Trotzdem, oder gerade deshalb, sollten 
wir uns gemeinsam für ein steuer­
finanziertes Pflege-Assistenz-Gesetz en­
gagieren, was inhaltlich durch einen brei­
ten Konsens getragen wird.
Was die Bonner Politiker bisher präsentie­
ren, führt aus unserer Sicht zu einer 
Zuspitzung der gesamten Problematik.
Die gesellschaftliche Entwicklung der letz­
ten Monate und der Umgang der Politiker 
mit uns Menschen mit Behinderungen auf 

der einen Seite, aber andererseits die ge­
waltige Kraft, die wir um den 5. Mai unter 
Beweis stellten, haben gezeigt, daß wir 
etwas erreichen können, wenn wir uns 
zusammenschl ießen.
Mit unserem Aktionsbündnis wollen wir 
sowohl zum Entstehen eines praktikablen 
Gesetzes beitragen, als auch in der Öffent­
lichkeit eine große Lobby, eine breite Be­
fürwortung für die Annahme dieses steuer­
finanzierten Gesetzes erreichen.
Wir freuen uns, wenn Du unser Personen­
bündnis mit stärken und Dich in die Dis­
kussion und in die kritische Überarbeitung 
des vorliegenden Entwurfs mit einbringst. 
Gleichzeitig möchten wir hiermit zu ei­
ner Beratung über die inhaltliche und 
juristische Überarbeitung des o.g. Ge­
setzentwurfes am 29. September 1992 
um 12.00 Uhr ins KIZ Marzahn, Bru- 
no-Baum-Str. 58-69, 0-1142 Berlin, 
ganz herzlich einladen.
Evelin Kenzler, Vorsitzende des Verban­
des Demokratischer Juristen, Berlin-Ost 
Hannelore Nuß, MdA Berlin
Andrea Schatz, Mitglied des Berliner 
Bündnisses gegen Diskriminierung von 
Menschen mit Behinderungen
Jürgen Demloff, Behindertenbeauftragter 
der PDS
Jürgen Dürrschmidt, MdL Sachsen, 
stellv. ABiD-Vorsitzender
Kay Kriegei, Geschäftsführer 
Behindertenverband Berlin 
Ulrich Wiebusch, Dipl. Soziologe, 
Berlin-West
Kontaktadressen:
Herr Jürgen Dürrschmidt, 
Damaschkestraße 2, 0-9505 Cainsdorf 
Frau Hannelore Nuß, Märkische Allee 
282,0-1142 Berlin
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Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben Deutschland e.V.

Behinderte gegen Pflegeversicherungs­
modell von Union und FDP
Die Bundesorganisaton Interessen­
vertretung Selbstbestimmt Leben Deutsch­
land behinderter Menschen - ISLe.V. - 
erklärt sich mit den massiven Protesten der 
Gewerkschaften gegen die Einführung ei­
nes Karenztages zur Finanzierung der 
Pflegeversicherung solidarisch und for­
dert die Politikerinnen auf, endlich damit 
Schluß zu machen, den beabsichtigten 
Sozialabbau auf den Schultern der Pflege­
bedürftigen auszutragen. Denn gerade be­
hinderte und chronisch kranke Menschen 
wären von der Einführung eines 
Karenztages am stärksten betroffen.

„Es kann doch nicht angehen, daß die 
Hauptlast der Finanzierung der Pflege­
versicherung auf diejenigen abgewälzt 
wird, die ohnehin schon mit gesundheitli­
chen Einschränkungen konfrontiert sind. 
Dies ist nicht nur eine Fehlentscheidung 
ersten Ranges, sondern ein massiver An­
griff auf sozialpolitische Errungenschaf­
ten, gegen den wir massiv protestieren 
werden“, erklärt Ottmar-Miles-Paul für 
die ISL e.V.

Weiter kritisierte die Behinderten­
organisation heftig die konkrete Aus­
gestaltung der Pflegeversicherung und 
bezeichnete das Vorhaben als ein „klassi­
sches Instrument der Bevormundung be­
hinderter Menschen“, das immer noch vom 
alten Geist der Aussonderung und Fremd­
bestimmung von behinderten Menschen 
geprägt sei. Wie bereits für die Pflege­
leistungen nach dem Gesundheitsreform­

gesetz wird bei der von der Union und der 
FDP beabsichtigten Lösung nur zwischen 
den Krankenkassen und bestimmten 
Leistungserbringern (Sozialstationen, 
stationäre Pflege, Anstalten etc.) vertrag­
lich die Abwicklung der Hilfe geregelt, 
nicht jedoch mit den behinderten Men­
schen selbst. „Auf diese Weise werden 
behinderte Menschen nicht länger die 
Möglichkeit erhalten, zu entscheiden, 
WANN, WIE, WO und von WEM sie 
Pflegeleistungen erhalten wollen. Sie wer­
den abhängig gehalten und an Institutio­
nen verwiesen“, erklärt Uwe Frehse von 
der ISL e.V.

Das Vorhaben von Union und FDP bevor­
zugt institutionelle Hilfen, da für die Pfle­
ge in Anstalten („Heimen“) 2.100,- DM 
monatlich und bei Anstellung der Pflege­
kraft im Privathaushalt mit maximal 75 
Einsatzstunden monatlich nur 1.200,- DM 
bezahlt werden sollen. Durch die geringe­
re pauschale Vergütung mit Gesamtlohn­
kosten von 16 DM je Einsatzstunde der 
Pflegekraft im Privathaushalt fordern 
Union und FDP systematisch die 
„Schwarzarbeit“, da ein Mindestbrutto­
stundenlohn für die praktische Pflege­
tätigkeit und der Haushalthilfe in 
Anlehnung an BAT (für ungelerntes Per­
sonal ca. 17,23 DM brutto seit 1. Mai 
1992) nicht mehr gewährleistet ist. Dies 
gilt bereits für die Pflegeleistung nach dem 
Gesundheitsreformgesetz und wird von 
vielen Behinderten heftig kritisiert.
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„Die von behinderten Menschen selbst 
organisierte Pflege im Privathaushalt wird 
mit der beabsichtigten Form der Pflege­
versicherung verhindert. Personal­
werbung, Personalanleitung, Personal­
führung und die Personalverwaltung wer­
den nach dem Modell von Union und FDP 
nicht mehr eigenständig mittels angemel­
deter Betriebe im Privathaushalt ausge­
übt“, so Uwe Frehse von der ISL weiter. 
Ein Vorteil dieser Neuregelung von Union 
und FDP bestehe nur für die Betreiber von 
Institutionen, nicht jedoch für die behin­
derten Arbeitgeber von Pflegekräften. 
Daher dürfen die Finanzierungssätze für 

eine stationäre Pflege keinesfalls über de­
nen der häuslichen Pflege liegen, da be­
hinderte Menschen sonst zwangsläufig 
dem Automatismus ausgeliefert seien, in 
Heime abgedrängt zu werden, weil dort 
mehr Geld zur Verfügung steht.

„Nicht genug, daß die Behinderten selbst 
bei der Diskussion um die Einführung der 
Pflegeversicherung kaum zu Wort kamen, 
jetzt wird auch noch versucht, mit Kon­
zepten von vorgestern die Probleme von 
morgen zu lösen, was wir jedoch nicht 
widerstandslos hinnehmen werden“ - so 
Miles-Paul abschließend.
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Antrag zur Änderung des Schwerbe­
hindertengesetzes aus Niedersachsen
Private und öffentliche Arbeitgeber sollen 
künftig mehr Schwerbehinderte einstel­
len. Durch eine Verdopplung der Aus­
gleichsabgabe von 200 DM auf 400 DM 
für jeden unbesetzten Pflichtplatz sollen 
Arbeitgeber angehalten werden, zur Ver­
ringerung der Zahl arbeitsloser Schwer­
behinderter beizutragen. Dies schlägt Nie­
dersachsen in einem beim Bundesrat am 
8. Juli d. J. eingegangenen Gesetzesantrag 
vor, der zunächst den Ausschüssen des 
Bundesrates zur weiteren Beratung zuge­
wiesen werden soll.
Nach geltendem Recht haben private und 
öffentliche Arbeitgeber, die über minde­
stens 16 Aibeitsplätze verfügen, auf we­
nigstens sechs Prozent der Arbeitsplätze 
Schwerbehinderte zu beschäftigen. Für 
jeden unbesetzten Pflichtplatz haben sie 
monatlich eine Ausgleichsabgabe von zur 
Zeit 200 DM zu entrichten.
Zur Begründung der Initiative heißt es: 
„Die Erfüllung der Beschäftigüngsquote 
aller Arbeitgeber ist nämlich von Oktober 
1988 bis Oktober 1990 von 4,8 auf 4,5 
Prozent gesunken. Daneben ist der pro­
zentuale Anteil der arbeitslosen Schwer­
behinderten an der Gesamtzahl aller Ar­
beitslosen von 5,7 Prozent im Januar 1989 
auf 7,1 Prozent im April 1992 angestie­
gen.“ Weiter heißt es: „Diese Zahlen 
beweisen, daß die arbeitslosen Schwer­
behinderten ohne eine entsprechend deut­
liche Antriebsfunktion der Ausgleichsab­
gabe auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
schlechter gestellt sind als nichtschwer­
behinderte Arbeitslose.“
Die Erhöhung der Ausgleichsabgabe soll 
auch dazu beitragen, die Belastungen zwi­
schen denjenigen Arbeitgebern, die ihrer 
gesetzlichen Verpflichtung nachkommen. 

und denen, die diese Verpflichtung nicht 
erfüllen, auszugleichen.
Auch hat nach Auffassung des Nieder­
sächsischen Landesministeriums die Aus­
gleichsabgabe seit ihrer Einführung im 
Jahr 1953 prozentual nicht mit der durch­
schnittlichen Bruttolohn- und Gehalt­
summe Schritt gehalten. Letztere habe sich 
um mehr als das Zehnfache erhöht, wäh­
rend die Ausgleichsabgabe nur auf das 
Vierfache angestiegen ist.
Dieser Gesetzesänderungsantrag isteine 
sehr lobenswerte Initiative Nieder­
sachsens. Bleibt zu wünschen, daß er 
auch zur Initialzündung für die neuen 
Bundesländer wird, und sie diesen An­
trag nach allen Kräften unterstützen.

Drucksache 483/92

Entwurf eines ... Gesetzes zur 
Änderung des Schwerbehin­
dertengesetzes

Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1
In § 11 Abs. 2 Satz 1 des Schwer­
behindertengesetzes i n der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. August 1986 
(BGBl. I S. 1421, 1550), zuletzt geän­
dert durch Artikel 6 KOV-Anpassung­
sgesetz 1991 vom21. Juni 1991 (BGBL. 
I S. 1310), werden die Worte „200 
Deutsche Mark“ durch die Worte „400 
Deutsche Mark“ ersetzt.

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1993 in 
Kraft.
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Dr. Erich Tischer

Höchste Zeit für überfällige Reformen
Unter diesem Titel hat das Aktionsbündnis 
„Werkstätten für Behinderte“ seine als 
„Münchener Erklärung" bekannten For­
derungen in einer Broschüre zusammen­
gefaßt.
Zum Aktionsbündnis gehören neben der 
Bundesarbeitsgemeinschaft „Hilfe für 
Behinderte“ der Deutsche Gewerkschafts­
bund, die Bundesvereinigung „Lebens­
hilfe für geistig Behinderte“ und andere 
namhafte Organisationen .
Die aktualisierte Fassung 1992 der Bro­
schüre macht eingangs auf die wirtschaft­
liche Bedeutung der Werkstätten für Be­
hinderte und ihre Entwicklung aufmerk­
sam, beschreibt dann anschließend die 
Mißstände und die konkreten Forderun­
gen.
Das Aktionsbündnis setzt sich u.a. dafür

Landtagspräsident 
beim ABiSA
Der Landtagspräsident von Sachsen/An- 
halt, Dr. Keitel, besuchte am 22. Juni 1992 
die Geschäftsstelle des ABiSA-Landes- 
vorstandes und führte mit dessen Vorsit­
zenden und einigen Kreisvorsitzenden ein 
Gespräch über die Aktivitäten des Ver­
bandes in Sachsen/Anhalt.
Der Landtagspräsident - selbst schwer 
gehbehindert - erwies sich als interessier­
ter Zuhörer; kann er doch aus eigener 
Erfahrung viele Probleme nachvollziehen. 
„Es ist mir immer ein Graus, wenn ich in 
die Rathäuser des Landes muß! Die mei­
sten sind überhaupt nicht behinderten­
gerecht gebaut, und ich bin auf Hilfe ange­
wiesen“, bekennt Dr. Keitel.
Am 3. August fand der Gegenbesuch statt. 

ein, daß Behinderte in den Werktstätten 
ein angemessenes, existenzsicherndes 
Arbeitsentgelt erhalten, daß rechtl iche V er- 
besserungen (u.a. auch die Ein­
beziehung in die gesetzliche Sozial­
versicherung) eingeführt werden, daß der 
seit über 10 Jahren geltende Personal­
schlüssel zur Förderung schwer- und 
schwerstbehinderter Menschen in den 
Werkstätten überarbeitet wird. Schließ­
lich wird gefordert, die Mitwirkung der 
Behinderten und ihrer Angehörigen ge­
setzlich zu verankern.
Herausgeber der Broschüre: 
Aktionsbündnis „Werkstätten für 
Behinderte“
BAG „Hilfe für Behinderte“ 
Kirchfeldstraße 149 
W - 4000 Düsseldorf 1

Der Landtagspräsident empfing den 
ABiSA-Landesvorstand. An dieser erneu­
ten Gesprächsrunde nahmen weitere kom­
petente Persönlichkeiten teil, so zum Bei­
spiel der Bauminister; denn eines der 
brennendsten Probleme istja nach wie vor 
ein barrierefreies Bauen im Land.

Behinderte im Nachteil
3000 Arbeitsplätze für Behinderte sind im 
Öffentlichen Dienst nicht besetzt. Dafür 
muß Berlin 7,2 Millionen Mark Strafe an 
die Hauptfürsorgestelle der Sozial­
verwaltung zahlen.
Als „paradox“ bezeichnete der Landes­
vorsitzende des Reichsbundes, Peter Vet­
ter, daß die Hauptfürsorgestelle den Kün­
digungen von Behinderten trotz 
unbesetzter Stellen zustimme.
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Allgemeiner Behindertenverband in Deuts 
„Für Selbstbestimmung und Würde“ e. V,

IN SACHE SATZUNG
Die bisherige Satzung des ABiD wurde nach den Vorgaben des Amtsgerichtes 
Berlin-Charlottenburg verändert.
Auf dem 3. (außerordentlichen) Verbandstag am 20. Juni 1992 lag sie den 
delegierten ABiD-Mitgliedern vor und erhielt Zustimmung.
Die überarbeitete Satzung wurde erneut beim Amtsgericht Berlin- 
Charlottenburg eingereicht.
Die Bestätigung als eingetragener Verein wird erwartet.

Ab Mitte September können alle ABiD-Mitglieder den Neudruck der Satzung in der 
Hauptgeschäftsstelle Berlin sowie den Geschäftsstellen der Landesverbände abfordern. 
Damit man nicht suchen muß, hier nochmals die Anschriften:

Hauptgeschäftsstelle Berlin
Am Köllnischen Park 6/7, PF 107, 0-1020 Berlin

Berliner Behindertenverband e. V. (BBV)
Märkisches Ufer 28, 0-1026 Berlin

Behindertenverband Mecklenburg-Vorpommern e. V. (ABiMV) 
Rigaer Str. 21, 0-2520 Rostock 22

Allgemeiner Behindertenverband Land Brandenburg e. V. (ABB) 
Hegelallee 8, 0-1560 Potsdam

Verband der Behinderten Thüringen e. V.
Heinrichstr. 47. 0-6500 Gera

Allgemeiner Behindertenverband Sachsen-Anhalt (ABiSA) 
G.-Hauptmann-Str. 16, 0-3060 Magdeburg

Allgemeiner Behindertenverband Land Sachsen
Fleischerstr. 3, 0-9340 Marienberg
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Beschlüsse und Festlegungen 
der Vorstandssitzung 

vom 25.07.1992

1.
Berufung der Mitglieder der unabhängi­
gen Untersuchungskommission zur Klä­
rung des Rechtsstreites zwischen ABiD 
und Andrea Schatz.
Arbeitsaufnahme der Kommission am 
25.07.1992. Bis Ende September 1992 hat 
die Kommission dem Vorstand eine Emp­
fehlung vorzulegen.

2.
Der Vorstand empfiehlt, daß der vom Land 
Niedersachsen eingebrachte Antrag zur 
Änderung des Schwerbehindertengesetzes 
Unterstützung in den neuen Bundeslän­
dern auch durch den ABiD findet.

3.
Der ABiD-Vorstand erklärt die Arbeits­
marktsituation in den neuen Bundeslän­
dern unter dem Aspekt der Einbeziehung 
von Menschen mit Behinderung als einen 
Schwerpunkt seiner Arbeit. In der Vor­
standssitzung vom 26. September wird 
eine erste Debatte darüber geführt.

4.
Der Vorstand unterstützt die Idee zur Ein­
richtung einer Rechtsschutzberatung 
(Arbeits- und Sozialrecht) im ABiD. Erste 
Vorschläge dazu werden bis Ende August 
ausgearbeitet und dem geschäftsführenden 
Vorstand zur Prüfung übergeben.

5.
Die Arbeitsgruppe Programmatik tritt

Anfang September zu einer Beratung über 
noch ungeklärte Programmpunkte zusam­
men. Zuvor ist über die Hauptgeschäfts­
stelle sowie über die Landesverbände die 
Programmatik-Diskussionsgrundlage der 
Basis zugänglich zu machen, um eine breite 
Meinungsäußerung - besonders zum 
Problemkreis Trägerschaften - zu erhal­
ten. Die offene Veranstaltung zum „Pro­
gramm ABiD“ findet am 27.9.1992 in Bad 
Saarow statt.

6.
Zur Effektivierung der Arbeit im ABiD- 
Vorstand wurde die künftige Arbeitsweise 
unter acht Schwerpunktnormen zusam­
mengefaßt; weiterhin wurden fünf Arbeits­
gruppen gebildet:
* AG Arbeit / Renten / sozialpolitische 

Aktivitäten
Ä AG Öffentlichkeitsarbeit
* AG Finanzkonzept
* AG Mobilität
* AG Recht

7.
Es wurde der Antrag auf Neubestätigung 
des Hauptgeschäftsführers sowie des 
Rechtsberaters gestellt.

8.
Die nächste Sitzung des Vorstandes findet 
am 26. September 1992 - gekoppelt mit 
der offenen Veranstaltung zur Pro­
grammatik am 27. September - in Bad 
Saarow statt.
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Vordem Kongreßgebäude Der stellv. ABiD-Vorsitzende Nemera Desisa
im Gespräch
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Bericht
über die Konferenz der Mitgliedsorganisationen 
in Washington vom 7.-12. Juli 1992
von Nemera Desisa / Horst Altnow

In der STÜTZE 12/92 war zu lesen, daß 
der ABiD der weltweiten Organisation 
von und für Künstler mit Behinderungen 
Very Special Arts International (VSAI) 
beigetreten ist. Nun nahmen erstmals 
ABiD-Vertreter - der stel 1 vertretende Vor­
sitzende Nemera Desisa und Haupt­
geschäftsführer Horst Altnow - an einer 
Konferenz der VSAI-Mitglieds- 
organisationen teil. Washington war der 
Tagungsort, und etwa 300 Teilnehmer aus 
50 Nationen trafen sich dort zu regem 
Erfahrungsaustausch.

Konferenzstreiflichter

Die beiden Delegierten des ABiD über­
brachten der Konferenz die Grüße des 
Vorsitzenden Dr. Detlef Eckert sowie al­
ler Mitglieder des Verbandes.
Die Aufnahme des ABiD als neues VSAI- 
Mitglied wurde auf der Konferenz bestä­
tigt. Damit ist der ABiD Alleinvertreter 
von Very Special Arts International in 
Deutschland.
Die Konferenz machte deutlich, daß VS AI 
durch und mit ihren unterschiedlichen 
kulturell-künstlerischen, aber auch sport­
lichen Aktivitäten in derTat eine über den 
Globus verbreitete Organisation von und 
für Menschen mit Behinderung ist. Ein 
Dokumentarfilm belegte das sehr aus­
drucksvoll. Der ABiD stellte sich im 
Konferenzverlauf mit seinen Aktivitäten 
dem internationalen Gremium vor. In ei­
ner Foyer-Ausstellung wurden u. a. auch 
Gemälde und Fotografien von ABiD-Mit- 
gliedem ausgestellt.

In Gesprächen konnten wir erfahren, daß 
die Mitgliedsorganisationen gute Erfah­
rungen haben, mit Very Special Arts Inter­
national die künstlerischen Aktivitäten 
ihrer Verbände, aber auch die Einzel werke 
und Arbeiten ihrer Landsleute bekanntzu­
machen und auszustellen. In zahlreichen 
Mitgliedsländern gibt es bereits Trainings­
zentren und Projekte, in denen behinderte 
Menschen auf kulturell-künstlerischem 
und sportlichem Gebiet ausgebildet wer­
den. Ein intensiver Erfahrungsaustausch 
für uns ergab sich in den Beratungen mit 
den europäischen Ländern.
Wir konnten uns mit unterschiedlichen 
Aktivitäten vertraut machen und erste Er­
fahrungen sammeln, so beispielsweise die 
Organisierung von regionalen oder inter­
nationalen Festivals, die Möglichkeiten 
für die Entwicklung von Integrations­
schulen oder die Ausbildung von behin­
derten Kindern auf den Gebieten Compu­
ter, Fotografie, Malerei und Grafik. Wei­
terhin informierten wir uns über die Arbeit 
in Behindertenwerkstätten, erfuhren In­
teressantes über Tanz- und Schulaus­
bildung, über Bildungsprogramme und 
viele andere Trainingsprojekte, so z.B. für 
Handarbeiten.
Von Bedeutung war auch der Austausch 
über Finanzierungsprobleme der einzel­
nen Behinderten verbände
Ein schönes Konferenzergebnis ist der 
Beschluß zur Durchführung eines „VS AI“- 
Tages in jedem Mitgliedsland im Novem­
ber 1992.




























































































